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WINDISCH (rgk) – Am wun-
derschön sonnigen letzten 
Samstag des Septembers führte 
die Fricktalisch Badische Ver-
einigung für Heimatkunde ihre 
diesjährige Herbstexkursion 
unter der Leitung ihres Präsi-
denten, David Wälchli, auf den 
Spuren der römischen Legionä-
re in Windisch, dem ehemaligen 
Römischen Vindonissa, durch.

David Wälchli ist ein absoluter Spezialist 
auf diesem Gebiet. Seit 22 Jahren ist er 
als Mitarbeiter der Aargauer Kantonsar-
chäologie technischer Grabungsleiter 
und verfügt über ein immenses Wissen, 
das er mit grossem Enthusiasmus auf die 
Zuhörer überträgt. 

Königsfelder Kirchenfester
Angefangen wurde mit einer Besichti-
gung der Königsfelder Kirchenfenster. 
Diese zwischen 1320 und 1360 entstan-
denen Fenstern sind ein absoluter Höhe-
punkt der europäischen Glasmalerei. Der 
grösste Teil der Fenster sind noch Origi-
nale aus dem 14. Jahrhundert. Die Kirche 
wurde als Andenken an den ermordeten 
Habsburgischen König Albrecht von sei-
ner Witwe errichtet.

Anschliessend erläuterte Wälchli ver-
schiedene Etappen des Legionärspfades. 
Im Moment werden zwei so genannte 
«Contubernien» (Mannschaftsräume) in 
2000 Jahre alter Zimmermannstechnik in 
Holz- und Lehmtechnik errichtet. Nach 
dem Besuch der vier Eingangstore führ-
te Wälchli in den Untergrund, und zwar 
dorthin, wo noch eine veritable keltische 
wahrscheinlich (Offi ziers-)Küche unter 
schwierigsten Bedingungen (Bodensen-
kungen) unter einem Wohnblock erhalten 

werden konnte. Die Bewohner des Blocks 
mussten damit vorliebnehmen, dass sich 
ihre Keller deswegen nicht unter ihren 
Wohnungen befi nden. Der Apéritif wurde 
dann in der gemütlichen Taberna, die sich 

erst seit diesem Jahr in Betrieb befi ndet, 
eingenommen. Weitere Informationen zur 
Vereinigung fi nden sich unter www.fbvh.
org oder Anmeldungen bei Franz Wülser 
unter Telefon 062 867 40 40.

 Herbstexkursion der «Fricktalisch Badischen Vereinigung für Heimatkunde»

Auf den Spuren der römischen Legionäre

David Wälchli erläutert die Königsfelder Kirchenfenster.

KIRCHDORF – Kein Pauken-
schlag bei den Bundesratswah-
len, aber viele wichtige sachpoli-
tische Entscheide vor allem auch 
zur Stärkung der Kaufkraft, so 
das kurze Fazit der Herbstsessi-
on des Nationalrats.

Die Änderung der Familienbesteuerung 
hat das Ziel, mittelständische Famili-
en in der Schweiz spürbar steuerlich zu 
entlasten. Dieses Geschäft löste heftigs-
te Diskussionen aus. Das verstaubte Fa-
milienbild der SVP und das angedrohte 
Referendum haben jedoch National- wie 
auch Ständerat nicht beeindruckt. Ge-
rade in wirtschaftlich schwierigen Zei-
ten ist die Entlastung von Familien noch 
wichtiger. 

Mit Kompromiss Sieg errungen
Im Detail wurde um die Höhe der neu 
geschaffenen Abzüge für die Fremdbe-
treuung von Kindern sowie über einen 
pauschalen Abzug für Kinder (Eltern-
tarif) gestritten. Die CVP hat für diese 
Vorlage gekämpft und mit einem Kom-
promiss, den Elterntarif von 170 auf 250 
Franken zu erhöhen und entsprechend 
den maximalen Fremdbetreuungsabzug 
von 12 000 auf 10 000 Franken zu re-
duzieren, auch einen Sieg errungen. Die 
Erziehungsarbeit zu Hause erhält damit 
mehr Wertschätzung, und die zur Ver-
fügung stehenden Mittel werden noch 
ausgewogener unter den Familien und 
den unterschiedlichen Familienformen 
verteilt. Eine gerechte und wirtschaft-
lich sinnvolle Besteuerung wird endlich 
Realität. Ein Wermutstropfen ist einzig 
die Verschiebung der Inkraftsetzung ins 
Jahr 2011, dies war ganz klar ein Kom-
promiss gegenüber den Kantonen, wel-
che sich gegen diese Steuererleichterung 
gewehrt hatten. 

Ausgleich der kalten Progression
Auch dies war eine Vorlage zur Stär-
kung der Kaufkraft der  Bevölkerung. 
Letztendlich wurde nur noch um die Ver-
schiebung der Inkraftsetzung auf 2011 
gestritten. Diese ist wie bei der Famili-
enbesteuerung ein fi nanzpolitisches Ent-
gegenkommen an die Kantone. 

Gesundheitswesen zum …
Nach siebeneinhalb Stunden Debatte 
hiess der Nationalrat als Erstrat dringli-
che und auf drei Jahre befristete Mass-
nahmen zur Eindämmung der Kosten im 
Gesundheitswesen gut. Trotzdem, der 
Mut für den grossen Wurf fehlte einmal 
mehr. Zum Glück wurde die Einführung 

einer Praxisgebühr von 30 Franken ganz 
deutlich abgelehnt, welche die Patienten 
bei den ersten sechs  Arztbesuchen im 
Jahr bar entrichten sollten, auch wenn da-
mit 350 bis 450 Millionen gespart werden 
könnten. Angenommen wurde aber, dass 
der Selbstbehalt neu 20 Prozent betragen 
soll, wenn der Patient statt zuerst zum 
Hausarzt direkt zum Spezialisten geht. 

Hausärzte als Triagestellen stärken
Unnötige Konsultationen bei teuren 
Fachärzten sollen verhindert werden. 
Die Hausärzte sollen als «Triagestel-
len» gestärkt werden. Abgelehnt hat der 
Nationalrat eine Aufstockung der Prä-
mienverbilligung, da dies lediglich eine 
Kostenverlagerung bedeuten würde. Das 
Geschäft geht nun in den Ständerat, es 
ist zu hoffen, dass danach etwas mehr 
Fleisch am Knochen sein wird. Im Ge-
sundheitswesen sind mutige Schritte un-
abdingbar. 

Ein gerupftes Huhn…
Verbissen wurde im Nationalrat um das 
dritte Konjunkturpaket gerungen – oft-
mals als ginge es ums eigene Überleben. 
Mit einem knappen Ja von drei Stimmen 
und nach verschiedenen Kürzungen um 
120 Millionen Franken wurde dieses 
aber doch noch angenommen. Leider 
hatte bis zuletzt Partei- vor Sachpoli-
tik die Oberhand. Über den Nutzen von 
einzelnen Massnahmen darf und soll 
man sich ja durchaus streiten, erst recht, 
wenn es um ein solch sensibles Thema 
wie Jugend- und Langzeitarbeitslosig-
keit geht. Die Fundamentalopposition 
von SVP und FDP war für mich jedoch 
unverständlich, ja nachgerade unsensi-
bel. Was spricht denn dagegen, in ei-
ner Zeit steigender Arbeitslosigkeit mit 
Bundesbeiträgen arbeitslosen Lehrab-
gängern eine Weiterbildung zu ermög-
lichen. Oder soll einmal mehr zu einem 
späteren Zeitpunkt über Jugendkrimina-
lität diskutiert werden?

Kompromiss beider Kammern
Erfreulicherweise wurden letztendlich 
auch die Massnahmen zur Verhinde-
rung von Langzeitarbeitslosigkeit nicht 
abgelehnt, sondern nur eingeschränkt, 
indem diese erst bei einer Arbeitslosen-
quote von fünf Prozent greifen, ein Kom-
promiss zwischen den beiden Kammern, 
der für mich aber vertretbar ist. Dank der 
Zustimmung zu diesem Paket wird der 
Konsum durch die vorzeitige Rückvertei-
lung der CO2-Abgabe mit 650 Millionen 
Franken stimuliert. Eine weitere Mass-
nahme also zur Kaufkraftstärkung der 
Bevölkerung.

Rückblick auf die Herbstsession von Nationalrätin Esther Egger

Endlich Nägel mit Köpfen

UNTERSIGGENTHAL – Der 
Stromverbrauch in der Schweiz 
steigt jährlich regelmässig, und 
dies trotz Effi zienzverbesserung 
und Optimierungen. Diese Stei-
gerung beträgt im Durchschnitt 
der letzten Jahre 1,7 Prozent pro 
Jahr oder eine Million MWh. 
Bekanntlich kommen drei bestehende 
Kernkraftwerke an das Ende ihrer Pro-
duktionsphase. Dabei fallen weg: Bez-
nau 1 und 2 rund 5,8 Mio. MWh (etwa 
9,1 % des Verbrauchs), Mühleberg zirka 
drei Mio. MWh (etwa 4,7 %). Insgesamt 
stammen bekanntlich rund 40 Prozent der 
Elektrizität aus landeseigenen Kernkraft-
werken. Ebenfalls werden in den kom-
menden Jahren die privilegierten Verträ-
ge der Strombranche mit Frankreich aus-
laufen. Diese haben bisher pro Jahr (vor 
allem im Winter) rund vier Mio. MWh 
zur Versorgungssicherheit der Schweiz 
beigetragen und entsprechen etwa  sie-
ben Prozent des Endverbrauchs. Um 2020 
verliert die Schweiz rund ein Viertel der 
Strommenge, also etwa 13 Mio. MWh. 
Bis 2030 erhöht sich das Versorgungsde-
fi zit auf ein Drittel. Diese Verluste gilt es 
zu ersetzen, da die Wirtschaft zwingend 
auf eine sichere und dauernde Stromver-
sorgung angewiesen ist. Trotz intensiven 
Anstrengungen im Bereich Optimierung 
und Einsparungen können wir kaum den 
jährlichen Mehrverbrauch einsparen. 

Stromverbrauch wird hoch bleiben
Auch die Ziele einer 2000-Watt- (oder 
neuerdings eine Tonne CO2-)Gesellschaft 
wird unsere Gesellschaft nicht innerhalb 
eines weiteren Lebenszyklus von neuen 
Kernanlagen schaffen, zumal bereits 
sehr ernsthaft in Richtung Elektrizität 
als Treibstoff bei Autos Grossversuche 
gefahren werden. Der Elektrizität wird 
also im Bereich der Mobilität ein erhebli-
ches Zukunftspotenzial zugedacht. Dies 
wäre auch darum sinnvoll, weil uns das 
immer rarer werdende Erdöl eigentlich 
viel mehr wert sein sollte, als es einfach 
als Treib- oder Brennstoff zu verbrau-
chen. Folglich wird auch im Bereich der 
individuellen Mobilität in Zukunft der 
Elektrizitätsverbrauch steigen. Wir wer-
den trotz Spar- und Optimierungsbemü-
hungen mit einer jährlichen Steigerung 
des Stromverbrauchs zu rechnen haben. 

Glaubensstreit um Produktionsart
Über die Frage, mit welchen Produkti-
onsarten die künftig fehlenden Strom-

mengen produziert werden sollen, be-
steht ein Glaubenskrieg bei Politikern 
und auch bei Interessenverbänden. Da-
bei stehen von den Neuen Erneuerbaren 
Energien Wind und Sonnenenergie in 
erster Linie im Fokus. Über deren Leis-
tungsfähigkeit, Jahresproduktionen und 
die benötigte Redundanz durch Witte-
rungsabhängigkeit bestehen erhebliche 
Meinungsunterschiede. 

Skepsis angebracht
Im Wissen, dass die vermehrte Nutzung 
der einheimischen Wasserkraft als dau-
ernd verfügbare Bandenergie durch Na-
turschutzverbände sehr kritisch bis ab-
lehnend beurteilt wird, und im Wissen 
auch, dass Windenergieanlagen durch 
ihre Dominanz an exponierten Stand-
orten in unserer Landschaft schwieri-
ge Bewilligungsverfahren zu bestehen 
haben werden, ist Skepsis sicher ange-
bracht. Ebenfalls nicht nur auf Sym-
pathie stossen Anlagen zur Sonnen-
energienutzung, wenn Sonnenlicht in 
Strom umgewandelt werden soll. Dies 
vor allem aus ästhetischen Gründen. 
Zwar steht die Sonne an manchen Ta-
gen mit fast unbegrenzter Energie zur 
Verfügung. Dabei ist aber gezwunge-
nermassen zu berücksichtigen, dass die 
«Lieferfähigkeit» der Sonne in der Re-
gel nicht dann am besten ist, wenn die 
grösste Menge an Strom benötigt wird, 
sondern halt nur tagsüber und an hel-
len Tagen. Die für solche Unregelmäs-
sigkeiten aus Wind- und Sonnenkraft 
bewährte Möglichkeit der Pumpspei-
cherwerke müsste erheblich gesteigert 
werden können. Erfahrungen der ver-
gangenen Monate und Jahre zeigen, dass 
auch solche Werke schwierige, fast un-
überwindbare Bewilligungsverfahren 
bestehen müssen. Aus- oder Neubauten 
solcher Werke sind aber zwingend erfor-
derlich, wenn die Menge der erneuerbar 
produzierten Elektrizität entscheidend 
gesteigert werden soll. Welche Mengen 
von welcher Produktionsart wären für 
die Kompensation der Abgänge wie vor-
her geschildert nötig? 

Windkraft
Windanlagen mittlerer Grösse (Masthö-
he 80 bis 100 Meter, Rotordurchmesser 
zirka 50 Meter) haben in unserem Land 
eine Maximalleistung von etwa 1 MW. 
Eine solche Windturbine produziert im 
Jahr rund 1800 MWh. Dies entspricht 
etwa 0,014 Prozent der Fehlmenge, die 
durch das Stilllegen der KKW und die 
auslaufenden Langfristverträge bis 2020 

entsteht. Oder, als bildhafter Vergleich: 
Um die Lücke ohne Verbrauchsanstieg 
zu decken, braucht es 7200 solcher Wind-
anlagen! 

Solarkraft
Auch die Solaranlagen sind naturge-
mäss nicht regelmässig und vor allem 
nicht steuerbar einsetzbar. Gemäss an-
erkannter Meinung leisten Fotovoltaik-
anlagen pro Quadratmeter und Jahr etwa 
125 kWh. Somit würden 1000 Anlagen 
auf Dächern in der Grösse von fünf mal 
fünf Meter etwa 3100 MWh Energie er-
zeugen, die teilweise in Pumpspeicher-
kraftwerken zwischengespeichert wer-
den muss. Diese Anlagen würden im 
Jahresdurchschnitt etwa ein Drittel der 
zu ersetzenden Menge ausmachen. Auch 
hier als bildhafter Vergleich: Die erzeug-
te Energie der Werke Beznau 1 und 2 
würde eine Fotovoltaik-Generatorfl äche 
von etwa 50 Quadratkilometern oder 
zwei Millionen Dachanlagen mit je 25 
Quadratkilometern erfordern.

Die beiden Vergleiche mit Windener-
gie und der Fotovoltaik sind nur limitiert 
zulässig. Die Vergleiche berücksichtigen 
nämlich nicht, dass die Kernenergie rund 
um die Uhr zuverlässig Energie (=Band-
energie) produziert. Demgegenüber ist 
die Stromproduktion aus Wind und Son-
ne stark von  der Natur abhängig. Dies 
erfordert zusätzliche Reserven in Form 
von Spitzenanlagen, die jederzeit und so-
fort auf Abruf verfügbar sind. 

Neue Grossanlagen nötig
Aus dieser Optik ist erkennbar, dass zum 
Zeitpunkt des Abganges der Kernanla-
gen die grossen fehlenden Mengen im 
Sinne der Versorgungssicherheit zu je-
der Tageszeit realistischerweise nur mit 
neuen Grossanlagen garantiert werden 
können. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass zusätzliche Grossanlagen für Was-
sernutzung praktisch keine mehr vorhan-
den sind. Den Ausweg über die Gaskom-
bikraftwerke sollten wir aus CO2-Grün-
den möglichst vermeiden. Die Nachfra-
ge für Elektrizität wird sicher auch in 
Zukunft ungebrochen sein, weil wir auf 
die Annehmlichkeiten einer ausreichen-
den Stromversorgung nicht verzichten 
wollen. (Zur Erinnerung: Der jährliche 
Mehrverbrauch beträgt rund eine Mil-
lion MWh.) Darum müssen nebst sinn-
vollen und fi nanziell tragbaren erneuer-
baren Energien auch Grossanlagen mit 
verlässlicher dauernder Produktion rea-
lisiert werden.

Nationalrat Hans Killer zum Stromverbrauch in der Schweiz

Versuch einer realistischen Darstellung

Suizid 
im Bezirksgefängnis

BADEN – Im Bezirksgefängnis hat 
sich ein Untersuchungshäftling das 
Leben genommen. Er erhängte sich 
mit einem Radiokabel am Wasser-
hahn. Nach ersten Abklärungen hatten 
Bezirksamt und Gefängnispersonal 
keine Hinweise auf Sui zidabsichten. 
Noch am Vortag hatte der 60-jähri-
ge Schweizer mehrmals Kontakt mit 
dem Gefängnispersonal und einem 
polizeilichen Sachbearbeiter, wie das 
Bezirksamt gestern Dienstag mitteilte. 
Dabei habe er keine Suizidabsichten 
geäussert oder angedeutet. Die Poli-
zei hatte den Mann am 18. September 
auf einen Haftbefehl des Bezirksamts 
Baden in Gewahrsam genommen. Ihm 
wurden Widerhandlungen gegen das 
Betäubungsmittel- und Umweltschutz-
gesetz zur Last gelegt.

AARAU – Am 30. Juni lebten 
im Kanton Aargau 598 920 Per-
sonen, 2524 mehr als noch ein 
halbes Jahr zuvor. Der Auslän-
deranteil lag bei 21,9 Prozent.

Im ersten Halbjahr hat die Schweizer-
bevölkerung um 242 Personen zuge-
nommen, die Ausländerbevölkerung 
sogar um 2282. Der Anteil der Schwei-
zerbevölkerung am Gesamtbestand be-
trägt neu 467 891 Personen, derjenige 
der Ausländerbevölkerung 131 029 oder 
21,9 Prozent. 

Wanderungs- und 
Geburtenüberschuss

Bei der Ausländerbevölkerung trägt ein 
Wanderungsüberschuss von 2649 und 
ein Geburtenüberschuss von 592 Per-
sonen am meisten zum Wachstum bei. 
Vermindert wird diese Zunahme um 902 
Einbürgerungen. Bei der Schweizerbe-
völkerung bewirken die Einbürgerun-
gen, dass der negative Wanderungssaldo 
von minus 613 Personen und der nega-
tive Geburtenüberschuss von minus 29 
Personen nicht auch zu einer negativen 
Gesamtbilanz führen. 

Wachstum auch in den 
meisten Bezirken

Der Wanderungssaldo beträgt total 2036 
Personen. Er liegt damit etwas tiefer als 
im Vorjahr (2334), ist aber immer noch 
sehr hoch. In den Bezirken sind die Wan-
derungssaldi sehr unterschiedlich. Mehr-
heitlich bestehen aber ebenfalls Über-
schüsse. Vergleichsweise hoch sind sie 
in den Bezirken Baden (plus 612), Aarau 
(plus 303), Lenzburg (plus 289), Rhein-
felden (plus 248) und Bremgarten (plus 

208). Auch die Geburtenüberschüsse 
sind mit Ausnahme von Aarau in allen 
Bezirken positiv, wobei negative Wer-
te bei der Schweizerbevölkerung in der 
Regel durch höhere Überschüsse bei der 
Ausländerbevölkerung mehr als ausge-
glichen werden. Gesamthaft ergeben 
sich für die Bezirke Bevölkerungsver-
änderungen zwischen minus 41 Personen 
im Bezirk Kulm bis plus 813 im Bezirk 
Baden. Den höchsten relativen Zuwachs 
weist der Bezirk Rheinfelden mit plus 
0,70 Prozent auf, gefolgt von Baden mit 
plus 0,63 Prozent, Lenzburg mit plus 0,55 
Prozent und Bremgarten mit plus 0,52 
Prozent.

Bevölkerungsentwicklung im ersten Halbjahr

Der Kanton wächst weiter


